
Stadtschulpflegschaft Gelsenkirchen
Übersicht der vorgeschlagenen Satzungsänderungen - ALT / NEU / BEGRÜNDUNG

Arbeitsfassung für die Mitglieder. § 6 bleibt vollständig unverändert. Rot zeigt die bisherige Fassung bzw. den zu ändernden Text; Grün zeigt den jeweiligen Änderungsvorschlag. Alle
nicht aufgeführten Regelungen bleiben unverändert.

§ 7 Abs. 1 - Dauer der Wahlperiode
BISHER - ALT VORSCHLAG - NEU BEGRÜNDUNG

Die Vorstandsmitglieder werden für das laufende
Schuljahr gewählt; sie führen ihr Amt
geschäftsführend weiter, bis der neue Vorstand
gewählt ist. Neuwahlen müssen spätestens bis
zum Ende des Kalenderjahres durchgeführt
werden.

Die Vorstandsmitglieder werden für die Dauer von zwei Jahren gewählt.
Sie führen ihr Amt nach Ablauf der Wahlperiode geschäftsführend weiter,
bis der neue Vorstand gewählt ist. Wiederwahl ist zulässig. Nach- oder
Ersatzwahlen erfolgen ausschließlich für die verbleibende Dauer der
laufenden Wahlperiode.

Die zweijährige Wahlperiode schafft mehr Kontinuität
und Planungssicherheit. Projekte und Gespräche
können über ein Schuljahr hinaus verlässlich begleitet
werden. Nach- und Ersatzwahlen verlängern die
gemeinsame Wahlperiode nicht.

§ 7 Abs. 2 - Wählbarkeit
BISHER - ALT VORSCHLAG - NEU BEGRÜNDUNG

Wählbar sind alle natürlichen Personen aus dem
Kreis der Vollversammlung.

Wählbar sind alle natürlichen Personen aus dem Kreis der
Vollversammlung. Darüber hinaus sind Eltern und Erziehungsberechtigte
wählbar, die seit mindestens zwei Jahren aktiv in der
Stadtschulpflegschaft Gelsenkirchen mitwirken und mindestens ein Kind
an einer Schule in Gelsenkirchen haben. Eine Mitgliedschaft in der
Schulpflegschaft der Schule des eigenen Kindes sowie eine
Delegation durch eine Mitgliedsschulpflegschaft in die
Vollversammlung sind für die Wählbarkeit in den Vorstand nicht
erforderlich.

Die Vorstandsarbeit der Stadtschulpflegschaft ist eine
schulübergreifende Aufgabe und kann einen
erheblichen zeitlichen Einsatz erfordern. Erfahrene
und engagierte Vorstandsmitglieder sollen deshalb
nicht verpflichtet sein, zusätzlich ein Amt in der
Schulpflegschaft der Schule ihres Kindes auszuüben.
So können sie ihre Kapazitäten auf die Aufgaben und
Interessenvertretung der Stadtschulpflegschaft
konzentrieren. Die mindestens zweijährige aktive
Mitarbeit und ein Kind an einer Gelsenkirchener
Schule sichern weiterhin die Verbindung zur
schulischen Elternschaft.

§ 7 Abs. 4 - Ende des Vorstandsmandates
BISHER - ALT VORSCHLAG - NEU BEGRÜNDUNG

Das Mandat eines Vorstandsmitgliedes endet
vorzeitig, wenn er/sie aus der ihn/sie
entsendenden Schulpflegschaft ausscheidet bzw.
seine/ihre Delegation endet oder wenn er/sie
sein/ihr Mandat niederlegt.

Das Mandat eines Vorstandsmitgliedes endet vorzeitig, wenn das
Vorstandsmitglied sein Mandat niederlegt oder gemäß Absatz 5
abgewählt wird. Das Ende einer Funktion in einer Klassen-,
Jahrgangsstufen- oder Schulpflegschaft sowie das Ende einer
Delegation in die Vollversammlung führen nicht zum vorzeitigen
Ende des für die laufende Wahlperiode gewählten
Vorstandsmandates.

Die Regelung verhindert, dass ein bereits
demokratisch gewähltes Vorstandsmitglied sein Amt in
der Stadtschulpflegschaft allein deshalb verliert, weil
es ein zusätzliches Amt an der Schule des eigenen
Kindes abgibt oder eine Delegation endet. Damit wird
die in Absatz 2 gewollte Eigenständigkeit der
Stadtschulpflegschaft konsequent umgesetzt.

§ 7 - Ergänzung: Kooptation
BISHER - ALT VORSCHLAG - NEU BEGRÜNDUNG

Bisher enthält die Satzung keine ausdrückliche
Regelung zur Kooptation.

Der Vorstand kann bei zusätzlichem Unterstützungsbedarf durch
Beschluss mit einfacher Mehrheit geeignete Personen zur beratenden
Mitarbeit kooptieren. Kooptierte Personen können an
Vorstandssitzungen und an der laufenden Vorstandsarbeit teilnehmen,
sind jedoch keine gewählten Vorstandsmitglieder, haben kein
Stimmrecht und übernehmen keinen Vorstandsposten. Die
Kooptation kann jederzeit durch Beschluss des Vorstandes beendet
werden und endet spätestens mit dem Ende der laufenden Wahlperiode.
Eine Kandidatur bei einer späteren Wahl ist möglich, sofern die
Voraussetzungen der Satzung erfüllt sind.

Bei bestimmten Themen oder Arbeitsspitzen kann
zusätzliche Erfahrung und Unterstützung flexibel
eingebunden werden. Die demokratisch gewählte
Zusammensetzung des Vorstandes bleibt
unangetastet, weil kooptierte Personen weder
Stimmrecht noch einen Vorstandsposten erhalten.

§ 7 - Ergänzung: Ausscheiden / Nachwahl
BISHER - ALT VORSCHLAG - NEU BEGRÜNDUNG

Bisher enthält die Satzung keine ausdrückliche
Regelung für das Ausscheiden der/des
Vorsitzenden während einer laufenden
Wahlperiode.

Scheidet der/die Vorsitzende während der laufenden Wahlperiode aus,
übernimmt die erste Stellvertretung bis zur nächsten Vollversammlung
die Vertretung des/der Vorsitzenden. In der nächsten Vollversammlung
wird ein/e neue/r Vorsitzende/r für die verbleibende Dauer der
laufenden Wahlperiode gewählt. Die weiteren Stellvertretungen bleiben
in ihren gewählten Ämtern. Funktionsämter wie die Schriftführung bleiben
hiervon unberührt.

Die Regelung sichert die Handlungsfähigkeit bis zur
nächsten Vollversammlung, ohne ein automatisches
Nachrücken in den Vorsitz vorzusehen. Die
Entscheidung über die Besetzung des Vorsitzes bleibt
bei der Vollversammlung. Die Nachwahl gilt nur für die
verbleibende Dauer der laufenden Wahlperiode.

§ 7 Abs. 5 - Abwahl / Nachwahl
BISHER - ALT VORSCHLAG - NEU BEGRÜNDUNG

Der Vorstand oder jedes einzelne
Vorstandsmitglied kann jederzeit durch die
beschlussfähige Vollversammlung abgewählt
werden, wenn mehr als 50% der anwesenden
Stimmberechtigten dem zustimmen.

Der Vorstand oder jedes einzelne Vorstandsmitglied kann jederzeit durch
die beschlussfähige Vollversammlung abgewählt werden, wenn mehr als
50% der anwesenden Stimmberechtigten dem zustimmen. Eine
erforderliche Nachwahl erfolgt ausschließlich für die verbleibende
Dauer der laufenden Wahlperiode.

Die Möglichkeit der Abwahl bleibt unverändert. Ergänzt
wird nur die Laufzeit einer anschließenden Nachwahl.
Dadurch haben alle Vorstandsämter weiterhin
denselben gemeinsamen Wahlperioden-Endpunkt.

§ 8 Abs. 2 - Ergänzungsanträge zur Tagesordnung
BISHER - ALT VORSCHLAG - NEU BEGRÜNDUNG

Ergänzungsanträge zur Tagesordnung sind
spätestens zu Beginn der Vollversammlung
schriftlich einzureichen. Über die Aufnahme in die
Tagesordnung ist abzustimmen.

Ergänzungsanträge zur Tagesordnung können spätestens zu Beginn der
Vollversammlung schriftlich oder mündlich gestellt werden. Über die
Aufnahme in die Tagesordnung entscheidet die Vollversammlung.

Die Vollversammlung kann dadurch auf aktuelle
Anliegen unkompliziert und unmittelbar reagieren. Die
Möglichkeit mündlicher Anträge reduziert formale
Hürden; über die tatsächliche Aufnahme in die
Tagesordnung entscheidet weiterhin die
Vollversammlung.

Unverändert
§ 6 bleibt in seiner bisherigen Fassung vollständig bestehen. Ebenso bleiben alle übrigen, oben nicht ausdrücklich genannten Bestimmungen der Satzung unverändert.



